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Eine deutſche Zahlungsordnung.
( Von Hermann Moraſt , Donaueſchingen . )

Der durch die Preſſe , die Banken , Sparkaſſen

uſw . bisher mit großem Eifer betriebenen Werbe⸗

tätigkeit zur Veredelung unſrer Zahlungsſitten iſt

leider der erhoffte Erfolg nicht beſchieden geweſen ; der

Betrag des Notenumlaufs iſt , wie allgemein bekannt ,

ſehr zum Schaden unſrer Volks - und Kriegsgeld —

wirtſchaft auch heute noch viel zu hoch . Bei der gro —

ßen Bedeutung dieſer Erſcheinung namentlich für den

Handelsverkehr mit dem neutralen Ausland , lohnt es

wohl der Mühe , ihren Urſachen nachzuſpüren und auf

Mittel und Wege zu ſinnen , wie die der weiteren Ein —

ſchränkung des Bargeldverkehrs entgegenſtehenden

Schwierigkeiten und Hemmniſſe beſeitigt oder wenig —

ſtens verringert werden könnten . Nach der überein —

ſtimmenden Anſicht von Finanzleuten kommen zwei

Haupturſachen in Betracht : einmal die Abneigung

weiter Kreiſe , namentlich vieler Handwerker und

Kleinhändler ſowie der bäuerlichen Bevölkerung , ge —

gen den Bank⸗ - und Poſtſcheckverkehr überhaupt , alſo

ein unberechtigtes Vorurteil gegen dieſe Einrichtun —

gen , und ferner eine Reihe erheblicher Mängel und

Unzulänglichkeiten in unſerm bargeldloſen Zahlungs⸗

weſen .

Während dem pſychologiſchen Grund des Wi —

derſtandes : der mangelnden Einſicht gewiſſer Bevöl —

kerungskreiſe durch geſetzliche Maßregeln verhältnis —

mäßig leicht zu begegnen wäre , bedürfen die äußeren ,

in der Sache begründeten Schwierigkeiten und Wi —

derſtände reiflichen Nachdenkens , um einen gang —

baren Weg zu finden , wie die dringend notwendige

Verbeſſerung der bargeldloſen Zahlungsformen durch —

geführt werden könnte . Mit dieſen Schwierigkeiten

will ich mich in folgenden Ausführungen näher be⸗

ſchäftigen und damit Verbeſſerungsvorſchäge verbin —

den , die , wie ich hoffe , die Frage ihrer Löſung näher

bringen können .

J.

Wenn wir die Entwicklung des Geldes als all —

gemeiner Wertmeſſer , als Kauf - , Wertaufbewahrungs⸗
und Zahlungsmittel von den älteſten , bei der Na⸗

turalwirtſchaft üblichen Formen ( Perlen , Muſcheln ,

Vieh , Felle uſw . ) bis auf unſre Zeit mit ihren ver⸗

ſchiedenartigſten Zahlungsmöglichkeiten verfolgen , ſo

zeigt ſich zu allen Zeiten eine unverkennbare Vorliebe

für wirklich wertvolle Zahlungsmittel , z. B. für

Schmuckgegenſtände , Edelmetalle und wertvolle

Steine . Das Papiergeld , in Europa ein Erzeugnis

des 18 . Jahrhunderts , erfreute ſich nie der allgemei —

nen Beliebtheit der Bevölkerung , und ein zu großer

Umlauf an Papiergeld hat faſt ſtets wertmindernd

auf das Geld eingewirkt . Dieſe Tatſache iſt heute ,
wo wir im ſchwerſten Ringen ſtehen mit übermächti⸗

gen Feinden , umſo ſchwerwiegender , als das Gold ,
die Grundlage unſrer Währung , dem allgemeinen

Verkehr entzogen und der Reichsbank zugeführt wer⸗

den mußte , teils zur geſetzlichen Dritteldeckung des

außerordentlich geſteigerten Notenumlaufs , teils zur

Goldausfuhr für den Handel mit dem neutralen Aus⸗

land .
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Es iſt darum geradezu eine Frage des Stag

wohls , das Volk an geeignete , der allgemeinen wirt

ſchaftlichen und kulturellen Entwicklung angemeſſene

Zahlungsſitten zu gewöhnen und den Bargeldum —

lauf , d. h. den Umlauf an geſetzlichen Zahlungsmit —

teln auf ein Mindeſtmaß einzuſchränken . Die Sitte ,

mit Bargeld zu bezahlen , iſt eine von unſern Vor —

fahren ererbte üble - Gewohnheit . Sie erinnert noch

ſtark an unentwickelte Wirtſchaftszuſtände alter Zei —

ten . Wenn wir unz endlich aus dem Banne dieſer

Gewohnheit , die vornehmlich auf ein unberechtigtes

Vorurteil und auf Bequemlichkeit zurückzuführen iſt ,

befreien und in der Entwicklung unſres Zahlungs —

weſens einen mächtigen Schritt vorwärts tun , ſo

erfüllen wir eine ſelbſtverſtändliche Pflicht nicht nur

gegen unſer Vaterland , ſondern gegen die Kultur

ſchlechthin , deren Geſchichte einmal von uns Rechen —

ſchaft verlangt , was wir auf dieſem Gebiete geleiſtet

haben .
Wir müſſen uns von dem Wahn frei machen ,

daß wir unſer eigner Bankier ſein und unſer Geld

ſelbſt aufbewahren und verwalten ſollen . Wir ſollten

dies vielmehr Geſchäften und Einrichtungen überlaſ —

ſen , die den Zweck haben , unſre Gelder zu verwah —

ren und Zahlungen für uns zu vermitteln . Wir wer —

den aber erſt dann den Höhepunkt der Entwicklung

unſres Zahlungsweſens erreicht haben , wenn wir

nur noch die vollkommenſte und edelſte Zahlungsform :

die Ueberweiſung benutzen .

II .

Die Ertenntnis iſt bei den Fachleuten allgemein ,

daß unſer heutiges bargeldloſes Zahlungsweſen un —

ter einer Ueberfülle von Möglichkeiten leidet . Es iſt

gar nicht leicht , all dieſe Möglichkeiten näher kennen

zu lernen und ihre Vorzüge oder Mängel feſtzuſtellen .

Man weiß auch nicht immer , ob der empfohlene Weg

auch wirklich das erſtrebte Ziel , nämlich die Einſchrän —

kung des Bargeldumlaufs erreicht . So iſt z. B. der

Barſcheck ſicher kein taugliches Mittel , den bargeld —

loſen Zahlungsverkehr zu fördern . Und doch wird

er häufig in Fällen benutzt , wo die einfache Ueber —

tragung des zu zahlenden Betrags von einem Konto

auf ein andres möglich wäre . Das zeigt deutlich

die Verwirrung , die das Zuviel der Formen und

die Unſicherheit über ihre Bedeutung in der Bevölke —

rung verurſacht hat . Ich habe in zahlreichen Fällen

ſchon beobachtet , daß es vielen , die ſchon ſeit längerer

Zeit mit einer Bank oder dem Poſtſcheckamt arbei —

ten , bis heute ein Geheimnis geblieben iſt , welches

Verfahren anzuwenden iſt , um den Bargeldverkehr

tatſächlich auszuſchalten . Sie glauben ihrer vater —

ländiſchen Pflicht zu genügen , wenn ſie ein Bank —

oder Poſtſchecklonto unterhalten und von dieſen Ein —

richtungen beliebig oder auch — keinen Gebrauch

machen .

D umt , daß den wichtigſten heutigen For —

men ( Schect und Ueberweiſung ) erhebliche Mängel

anhaften , die ihre weitere Ausbreitung ſehr erſchwe —

ren und die Einrichtungen namentlich für die Ban —

ken wenig nutzbringend geſtalten . Es ſind ſchon zahl —

reiche Vorſchläge zur Beſeitigung dieſer Mängel ge —

macht worden , allein dieſe Vorſchläge , auch die er —

wägenswerten und brauchbaren , ſind bisher im Winde

verhallt . Sie hatten bis jetzt nur wiſſenſchaftlichen ,

aber leider keinen praktiſchen Wert , weil die maß —

gebenden Stellen es unterlaſſen , ja nicht einmal ver —

ſucht haben , ſie zu verwirklichen .

Das Merkwürdigſte indes iſt , daß das Netz unſrer

bargeldloſen Zahlungswege trotz ſeiner Vielmaſchig —

keit noch eine empfindliche Lücke aufweiſt . Es

iſt dies der Mangel eines Zahlungsmittels , das den

Vorzug der Einſchränkung des Bargeldumlaufs mit

der Beweglichkeit und Geltungsfähigkeit der Bank —

note verbindet . Scheck und Ueberweiſung können

ſich begreiflicherweiſe in Orten , die weitab von Ver —

kehrsmittelbunkten ( Amts - und Induſtrieſtädten ) mit

ihren Bankniederlaſſungen , genoſſenſchaftlichen Ein —

richtungen und dergleichen gelegen ſind , nur ſehr

ſchwer Eingang verſchaffen . Handwerker und Bauern

wiſſen damit nichts anzufangen ; ſie werden den

Scheck einfach ablehnen , weil ihnen die Einlöſung zu

umſtändlich und zu zeitraubend iſt . Für ſolche Fälle

ſteht bis heute noch kein Zahlungsmittel zur Verfü⸗

gung , das geeignet wäre , den Bargeldverkehr einzu⸗

ſchränken . Daher kommt es auch , daß gerade auf

dem Lande noch viele Millionen lich übertreibe nicht )

an Banknoten und Hartgeld in Umlauf ſind oder

dort feſtgehalten werden . Wie es möglich wäre , we —

nigſtens einen großen Teil dieſer geſetzlichen Zah⸗

lungsmittel wieder der Reichsbank zuzuführen , werde

ich in Abſchnitt VIII eingehend erläutern .

Wenn der erwartete Erfolg der bisher geleiſteten

eifrigen Aufklärungsarbeit ausgeblieben iſt , ſo iſt

das vornehmlich eine Folge der oben beſchriebenen

Mängel unſres bargeldloſen Zahlungsweſens . Als

ſehr nachteilig hat ſich außerdem auch das Gewähren —

laſſen der Bevölkerung in dieſer Frage durch die

Reichsleitung gezeigt . Ein geſetzlicher Eingriff wäre

heute , wo viele minder wichtige Dinge geſetzlich ge —

regelt werden , geradezu ein Gebot der Notwendigkeit .

Als mittelbares Ziel der Errichtung einer deutſchen

Zahlungsordnung in Geſetzesform bezeichne ich neben
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einer beſſeren Regelung vor allem die Vereinheitlich —

ung unſres bargeldloſen Zahlungsweſens . Darum

muß die Mahnung lauten : Bauſteine ſammeln zu

dieſem Werke , das die Kriegszeit weit überdauern

ſolll E

III .

Für die empfohlene Zahlungsordnung ſchlage ich

folgende

6Erund ſätz e

vor :

1. Einführung des Kontenzwanges bei einem

jährlichen Umſatz von mehr als 3000 Mark für alle

Einwohner des deutſchen Reiches .

2. Einführung der Ueberweiſungspflicht , wenn

Schuldner und Gläubiger Bank - oder Poſtrechnung
( oder Scheckkonto bei einer Spartaſſe und dergleichen )
haben .

3. Regelung und zugleich Vereinfachung , des

Banküberweiſungsverfahrens .
J. Zuläſſigkeit des Barſchecks nur für Beträge

bis höchſtens 100 Mark .

5. Einführung von Poſtgutſcheinheften als Er⸗

ſatz für Papiergeld .
6. Verbeſſerung des Poſtſcheckweſens durch Ab⸗

ſchaffung des - Stammguthabens u. a. m.

IV .

Den Kontenzwang hat in der Frantkfurter Zei⸗

tung ( 1917 : Nr . 167 ) ein hoher heſſiſcher Richter

nicht nur für möglich , ſondern für ſehr wünſchenswert

erklärt , zumal die heſſiſche Regierung von ihren Be —

amten fordert , daß ſie ihre Gehälter auf ein Konto

überweiſen laſſen und alle erheblichen Zahlungen

durch Ueberweiſung leiſten . Der Vorſchlag iſt in ſei —

ner grundſätzlichen Bedeutung höchſt beachtenswert .

Ueber die Art ſeiner Ausführung darf man indes

anderer Meinung ſein . Ich ſelbſt halte es jedenfalls

nicht für zweckmäßig , der Poſt die ganze ungeheure

Arbeit aufzubürden ; ich bin vielmehr der Anſicht ,

daß ſich die Poſtſcheckämter und Banken wie bisher

in das Ueberweiſungs - und Verrechnungsgeſchäft tei —

len ſollten . Die Banken dürfen in ihrer wertvollen

Mitarbeit bei der Durchführung des Zahlungsver —

s nicht behindert oder beſchränkt werden . Jeder

Deutſche ſollte auch künftig zwiſchen Bank - oder Poſt⸗

ſchecktonto wählen dürfen .

5585

Die Ueberweiſungspflicht ergibt ſich aus dem

Kontenzwang von ſelbſt ; der Kontenzwang iſt die

Vorausſetzung der regelmäßigen Möglichkeit , eine

zahlung durch Ueberweiſung zu leiſten . Von jedem

Kontoinhaber , der an einen andern etwas zu fordern

hat , wäre daher zu verlangen , daß er ſeinem Schuld

ner auf der Rechnung oder ſonſtwie das Ueberwei —

ſungskonto bezeichnet . Unterhält der Gläubiger meh

rere Konten Gant - und Poſtſcheckkonten ) , ſo wären

ſämtliche Ueberweiſungskonten ( auch das Poſtſcheck —
konto der Bank ) aufzuführen , damit der Schuldner
den für ihn einfachſten und bequemſten Weg des

bargeldloſen Zahlungsausgleichs wählen kann .

Wie ich ſchon in Abſchnitt IV angedeutet habe ,

wären Bant - und Poſtüberweiſung als gleichberech —
tigt zu betrachten und ſollten ſie ſich in ihrer prakti —

ſchen Anwendung gegenſeitig ergänzen . Die Bank —

überweiſung ſollte in der Regel für größere Zahlun⸗

gen ( mindeſtens 100 Mart ) und für den Platzverkehr ,
die Poſtüberweiſung hingegen für kleinere und kleinſte

Zahlungen ſowie für den Fernverkehr gebraucht wer

E .

VI .

Es iſt ſchon viel über die Frage geſtritten vor —

den , was den Vorzug verdient : Scheck oder Ueberwei —

ſung , weil etwa das eine mehr förmliche Schwierig

keiten bietet als das andere . Es müßte aber aus ſach

lichen wie aus Gründen der inneren Ueberzeugung

geſagt werden : Die Ueberweiſung iſt die beſte und edel⸗

ſte Zahlungsſorm , die wir in erſter Linie pflegen müſ

ſen , ſei es die Poſtüberweiſung oder ſei es die Bank —

überweiſung ! Die andern Zahlungsformen ( Barſcheck ,

Verrechnungsſcheck , Platzanweiſung uſw . ) ſind im

Grunde nur Behelfe , geboren aus der bisherigen

Schwierigkeit , den Bargeldverkehr in umfaſſendem

Maße auszuſchalten . Je mehr es möglich ſein wird ,
die Zahlung mittels Hartgeld und Banknoten zu⸗

gunſten der bargeldloſen Zahlung zu verdrängen ,

deſto mehr wird die Ueberlegenheit der Ueberweiſung
durch einfache Uebertragung der Zahlungsbeträge
von einem Konto auf das andre oder durch Verrech

nung der Banken unter ſich gegenüber dem Scheck zu

tage treten . Der Scheck hat nur in jenen Fällen

heute noch Berechtigung , wo der Zahlungsempfänger
keine Bank - oder Poſtſcheckrechnung unterhält oder

wo dem Schuldner das Beſtehen einer Bankverbin —

dung ſeines Gläubigers nicht bekannt iſt . Dieſe Mei

nung iſt auch damit zu begründen , daß durch die

Ueberweiſung die Zahlung tatſächlich geleiſtet wird ,

während ſie beim Scheck einſtweilen nur auf dem Pa⸗

pier ſteht . Der Scheck kann unter Umſtänden erſt

ch Wochen odern gar Monaten durch die be

zogene Bank eingelöſt werden , nachdem er eine Reihe

von Perſonen oder Stellen als Zahlungsmittel durch

laufen hat .

ihre Bücher in Uebereinſtimmung mit ihrer Bank

Für ordnungsliebende Bankkunden , die

fFFfi
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haben möchten , iſt das nicht angenehm , wenn ſie auch

in ſolchen Fällen bei Verzinslichkeit ihres Guthabens

mit einem Zinsgewinn rechnen dürfen . Aus meinen

eigenen Erfahrungen kann ich einen Fall anführen ,

wo ich bei Vergleichung meiner Bücher mit der

Bankrechnung feſtgeſtellt habe , daß ein Scheck über

einen größeren Betrag , den ich mehrere Wochen zu —

vor einer Kaſſe zur Bezahlung einer Rechnung über⸗

geben hatte , noch nicht eingelöſt war . Der Scheck lag

nämlich , wie eine Anfrage bei der Kaſſe ergab , noch

wohlverwahrt im Kaſſenſchrank !

Indeſſen , um die Banküberweiſung zu erleichtern

und für die Banken und bankähnlichen Geſchäfte nutz —

bringend zu geſtalten , müßte das Verfahren dabei

weſentlich vereinfacht werden . Das heutige Verfah⸗

ren erſcheint mir zu umſtändlich und zu zeitraubend ,
als daß es allgemein befriedigen könnte . Die Schreib⸗

arbeit wäre teils entbehrlich , teils könnte ſie verrin —

gert werden . Der kleine Mann im Volte mit ſeinem

natürlichen Empfinden für das Einfache ſieht dieſe

Umſtändlichkeiten mit berechtigtem Mißtrauen an

und glaubt daraus folgern zu müſſen , daß bei ſolchen

Geſchäften , die ſo viel Zeit , Papier und Arbeitskraft

verbrauchen , für ihn ſelbſt nicht viel herausſpringen
könne . Alſo hier wäre vor allem der Hebel anzu —

ſetzen , um ein der einfachen Geſchäftsführung der

Poſtſcheckämter ähnliches Verfahren zu er zielen . Mit

ſo einfachen Mitteln wie das Poſtſcheckamt könnte ja

ſelbſtverſtändlich die Bank niemals arbeiten , aber

eine weſentliche Vereinfachung durch Annäherung an

das Verfahren der Poſtſcheckämter wäre ohne Zwei —

fel möglich . Im Folgenden will ich darlegen , wie

dies bei der häufigſten Form der Banküberweiſung ,

nämlich bei der einfachen Uebertragung der Zahlung

von einem Konto auf ein andres geſchehen könnte .

Der Schriftwechſel vollzieht ſich in dieſem Falle

in der Regel ſo, daß z. B. die öffentliche Kaſſe einer

ihrer Banken einen ſchriftlichen Ueberweiſungsauf⸗

trag gibt und zugleich den Zahlungsempfänger hie⸗

von benachrichtigt mit dem Erſuchen , nach Gutſchrift

des Betrages der Kaſſe den Empfang zu beſcheinigen .

Die Bank verſendet hierauf zwei Anzeigen : eine Be⸗

laſtungsanzeige an die Auftraggeberin und eine Gut⸗

ſchriftsanzeige an den Empfänger des Betrages . Die

Buchungsarbeit der Bank übergehe ich, weil ſie ſich

hier im einfachſten Rahmen abwickelt . Stellt man

ſich nun vor , welche Summe von Zeit und Kraft dieſe

vier Mitteilungen beanſpruchen und berückſichtigt

man ferner etwaige Poſtgeldauslagen , den Papier —

verbrauch , die Arbeit der Buchung und Ausrechnung

der Zinszahlen ſowie der halbjährlichen Rechnungs —

auszüge , ſo drängt ſich einem ohne weiteres der Ge⸗

danke auf , daß der Geldbetrag oft in keinem Ver⸗

hältnis hierzu ſteht und daß der Verdienſt der Bank

gleich Null ſein muß .

Dieſe Erkenntnis hat mich dazu geführt , die Män⸗

gel durch zweckmäßige Vordrucke weſentlichzu ver⸗

beſſern und den Schriftwechſel auf drei Mitteilungen

zu beſchränken . Ich habe drei Vordrucke entworfen

und in Gebrauch genommen ( einen weißen für die

Bank , einen grünen für den Zahlungsempfänger und

einen roten als Empfangsſchein für den Auftragge⸗

ber ) , die im Durchſchreibverfahren ausgefüllt werden .

Die Vordrucke ſind in einem Heft von 150 Zetteln

( 50 Aufträgen ) vereinigt , das den Umfang eines

Scheckheftes hat und bequem in der Taſche unterge⸗

bracht werden kann . Sie ſind fortlaufend mit Zif⸗

fern verſehen und am inneren Rande durchlöchert .
Bei der Benutzung werden ſie bis auf einen weißen

Streifen , auf dem kurze Angaben über den Auftrag

gemacht werden , abgetrennt . Der weiße Zettel , der

mit Tintenſtift auszufüllen iſt , enthält den eigent⸗

lichen Ueberweiſungsauftrag an die Bank mit dem

Schlußſatze , daß es einer Laſtſchriftanzeige an den

Auftraggeber nicht bedarf . Zugleich mit dem Auftrag

iſt die erſte Durchſchrift ( der grüne Zettel für den

Zahlungsempfänger ) an die Bank zu ſchicken . Dieſe

Durchſchrift iſt im weſentlichen eine Wiederholung

des Auftrages ſelbſt und enthält für die Bank noch

einen Vordruck zur Gutſchriftanzeige an den Zah —

lungsempfänger . Dieſer ( der Zahlungsempfänger )

endlich erhält die zweite Durchſchrift ( den roten Zet⸗

tel ) , die ſeitlich einen Vordruck für den Eintrag des

Betreffs und der Einzelbeträge der Zahlung aufweiſt ,

zunächſt als Benachrichtigung über den Ueberwei⸗

ſungsauftrag und , nach Eintreffen der Gutſchriftan —

zeige ſeitens der Bank , als Empfangsſchein für den

Auftraggeber ( Schuldner ) . Die Empfangsbeſcheini⸗

gung iſt von dieſem ſo vorbereitet , daß ſie nur noch

durch Einſetzen des Empfangstages und die Unter —

ſchrift vervollſtändigt zu werden braucht und als —

dann an den Auftraggeber zurückgeſandt werden

kann .

Dem oberflächlich Urteilenden mag dieſes Ver⸗

fahren auf den erſten Blick immer noch etwas um —

ſtändlich erſcheinen , aber das iſt es durchaus nicht.

Man ſchreibt in kurzer Zeit eine große Zahl ſolcher

Ueberweiſungen , die weitere Arbeit iſt gering und

gar nicht nennenswert . Für die Bank bedeuten die
Vordrucke jedenfalls eine weſentliche Entlaſtung und

zugleich bieten ſie wie der Scheck eine gewiſſe Siche⸗

rung gegen Verluſte durch Betrug und Fälſchung .



Dieſe oder ähnliche Vordrucke können ſelbſtver —

ſtändlich auch zu Fernüberweiſungen benutzt werden .

Solche Ueberweiſungshefte würden indeſſen nur

ein Glied in dem notwendigen Vereinfachungsplan

Weitere große Erleichterungen ſehe ich auch

darin , daß bis zu einem gewiſſen Betrag von der

Bank kein Zins vergütet wird , wodurch die Zinsbe⸗

rechnung wegfällt , und ferner in dem Verzicht auf

Kontoauszüge . Es ſollte genügen , wenn die Bank

ihren Kunden von Zeit zu Zeit ( etwa monatlich ) le —

diglich den Stand ihres Guthabens mitteilt . Bei

Unſtimmigkeiten wäre es Sache des Bankkunden , ſeine

Aufzeichnungen durch Vergleichung mit den Büchern
der Bank in Uebereinſtimmung zu bringen . Uner —

läßlich für die künftige Vorherrſchaft der Banküber —

weiſung in unſerm Zahlungsweſen erſcheint mir auch
eine zweckentſprechende , möglichſt einfache Form der

Verrechnung der Ueberweiſungen durch die Banken

unter ſich , wie ſie der Hamburger Ueberweiſungsform
bereits in vorbildlicher Weiſe zugrunde liegt , ſodaß
jeweils nur die Mehrbeträge über Reichsbankkonto

auszugleichen wäres

bilden .

VII .

Die Beſchränkung der Benutzung von Barſchecks
iſt eine ſelbſtverſtändliche Folgerung aus der Vor —

herrſchaft der Ueberweiſung . Wenn die Ueberwei⸗

ſung in einer geſetzlichen Zahlungsordnung in jeder

nur möglichen Weiſe bevorzugt werden müßte und

zugleich die Poſtgutſcheine ( Abſchnitt VIII eingeführt

würden , ſo hätte der Scheck und vollends der Bar —

check wenig Daſeinsberechtigung mehr . Wo man

ihn aber nicht miſſen will oder kann , wäre ſeine

Verwendbarkeit durch Feſtſetzung eines Höchſtbetra —

ges zu beſchränken .

VIII .

Eine ganz neue Einrichtung in unſerm Zah —

lungsweſen würde mit der Einführung von Poſt⸗

gutſcheinen durch die Poſtſcheckämter geſchaffen wer —

den . Es wäre dies ein Wertpapier , halb Papiergeld ,

halb geſicherter Scheck auf den Inhaber lautend , das

hätte , den Bargeldumlauf

weſentlich einzuſchränken . Der Poſtgutſchein würde

ähnlich dem Darlehenskaſſenſchein als geſetzliches

Zahlungsmittel gelten , jedoch wäre jeder Inhaber

eines Poſtſcheckkontos verpflichtet , etwa bei ihm ein —

gehende Gutſcheine zunächſt zur Auffüllung ſeines

Guthabens zu verwenden , damit die Umlaufzeit der

Denn die Gut⸗

hauptſächlich den Zweck

Scheine möglichſt abgekürzt würde .

ſcheine dürften durch die Poſt nicht in bar eingelöſt

werden , ſondern nur im Wege der Verrechnung , d. h.
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alſo durch Gutſchrift bei einem Poſtſcheckamt . Eine

Ausnahme wäre bei Einzahlungen durch Zahlkarten

zu machen , in welchem Falle Poſtgutſcheine als Zah —

lungsmittel nicht zurückgewieſen werden dürften . Der

Einfluß dieſes Gutſchriftzwanges auf die Verringe —

rung des Bargeldumlaufs wäre zweifellos außeror —

dentlich groß . Die Poſt könnte gewaltige Summen

an Banknoten , die ſonſt den Zahlungsverkehr vermit —

telten , der Reichsbank zuführen , und ſie wäre ander

ſeits vor überraſchenden Barabhebungen bei Einlö —

ſung von Gutſcheinen geſchützt . Eine Beſchränkung

der Umlaufzeit der Gutſcheine halte ich nicht für

zweckmäßig .

Der weſentliche Inhalt eines ſolchen Gutſcheines

könnte etwa ſo lauten :

Poſtgutſchein . Nr .

Das zuſtändige Poſtſcheckamt der Deutſchen

Reichspoſt ſchreibt dem Poſtſcheckkunden , der dieſen

Gutſchein dem Scheckamt zur Einlöſung übermittelt ,

auf ſein Konto den Betrag von 50 Mark

— Fünfzig Mark

Bareinlöſung iſt ausgeſchloſſen .

Die Nummer des Poſtſcheckkontos , dem obiger

Betrag gutgeſchrieben werden ſoll , iſt beſonders deut —

1 . anzugeben .

( Strafbeſtimmungen über Nachmachen und Fäl —

ſchung von Gutſcheinen . )

Berlin , den . .

Deutſche Reichspoſt .

gut .

Zur Gutſchrift auf Konto Nr

beim Poſtſcheckamt

ShaikusHum nezat „ den 195

( Unterſchriftye⸗Aluimheet

Die Scheine würden in Heften , die ebenfalls wie

die Gutſcheine ſelbſt fortlaufend nummeriert wären ,

mit je 20 Stück zu 50 Mark , 20 Mark , 10 Mark und

5 Mark bei allen Poſtanſtalten des deutſchen Reiches

verkauft werden . Ein Heft würde demnach 1000

Mark , 400 Mark , 200 Mark oder 100 Mark koſten .

Die Hefte ſollten ſelbſtverſtändlich auch vom Poſtſcheck —

amt , bei dem der Käufer ein Konto unterhält , er —

worben werden können , wobei das Konto des Scheck —

kunden mit dem entſprechenden Betrag zu belaſten
wäve .

Zu Barzahlungen durch die Poſt würden natür⸗

lich in der Hauptſache Gutſcheine benutzt werden ; nur

————

——

———————

—

—
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ungerade Reſtbeträge würden mit Reichsgeld bezahlt

werden .

Dieſe Einrichtung würde neben der weſentlichen

Verringerung der Barumlaufmittel ſicher auch eine

große Werbekraft ausüben . Der Gutſchriftzwang

würde zweifellos eine bedeutende Vermehrung der

Zahl der Poſtſchecktunden zur Folge haben .

Bei einem als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzten

engen Zuſammenarbeiten der Poſt mit der Reichs
bank würde die Poſt auch als große Geldgeberin auf —

treten und mit ihren gewaltigen Mitteln der Volks —

wirtſchaft außerordentlich viel nützen können . Um

welche Summen es ſich dabei handelt , mag folgende

Berechnung erweiſen : Das durchſchnittliche Gutha —

ben eines Poſtſcheckkunden iſt gegenwärtig über 3000

Mark . Nehmen wir eine Zahl von 350 000 Poſtſcheck —

kunden ( bei Einführung des Kontenzwanges würde

dieſe Zahl ſicher erreicht werden ) mit einem Durch —

ſchnittsguthaben von nur 3000 W öan, ſo ergibt ſich ein

ſtändiges Guthaben der Poſt an die Reichsbank von

uber einer Milliarde Mark .

Nun wird mancher fragen : Ja , wenn die Poſt

bloß Geld einnehmen , aber nichts oder nur wenig

herausgeben ſoll , ( ſiehe auch Abſchnitt VII ) , wo blei⸗

ben denn da ſchließlich die vielen Geldmittel und was

geſchieht mit ihnen ? Nun , ich denke mir die Sache

ſo : Um den laufenden Zahlungsverkehr mit ſeinen

zahlloſen mittleren , kleinen und kleinſten Summen

zu vermitteln , und um dieſen handelt es ſich haupt⸗

ſächlich dabei , bedarf es allein ſchon rieſiger Mittel .

Dieſer Zahlungsverkehr ſtellt ſich als ein ununter⸗

brochenes Fluten unzähliger Rinnſale , Bäche , Flüſſe

und Ströme von Geldſummen dar . Vermittler die⸗

ſes Verkehrs wären die Poſtſcheckämter und zum klei⸗

nen Teil , ſoweit es ſich um den Platzverkehr handelt ,

auch die Banken . Große Summen müßten die Ban⸗

ken vor allem die Reichsbank , aufnehmen . Die Klein⸗

kanten würden ihre entbehrlichen Mittel an die Groß⸗

banken abgegeben und dieſe wieder an die Reichs⸗

bank , alles über Poſtſcheckkonto natürlich . Ander⸗

ſeits wird die Reichsbank bei Geldbedarf die ange —

ſammelten Gelder wieder an die Banken zurückflie⸗

ßen laſſen und den Zahlungsverkehr mit dem Aus⸗

land regeln . Beim Abfluten dieſer Gelder in die

vielen einzelnen Verkehrsadern und äderchen würde

ſelbſtverſtändlich die Poſt wieder in Tätigkeit treten .

Ein ewiger Kreislauf von Wertſummen in ſtets ver —

änderter Größe , verkörpert in Arbeitskraft , Rohſtof —

fen und Waren !

Noch eins : Daß die Banken durch den Geldzu —

ſtrom an die Poſt in fühlbarer Weiſe benachteiligt

*

werden könnten , iſt nicht ohne weiteres anzunehmen .

Da die Poſt das Guthaben nicht verzinſt , wird jeder

Kontoinhaber nur ſo viel Geld bei ihr ſtehen laſſen ,

als er zunächſt verfügbar haben muß . Das übrige

wird er nach wie vor der Bank überweiſen , wo der

Vorteil der Verzinſung die Geldanlage zu einer wirt —

ſchaftlichen geſtaltet .
IX .

Die Einrichtung des Poſtſcheckverkehrs iſt ohne

Zweifel mit das hervorragendſte Mittel zur Förde⸗

rung des bargeldloſen Zahlungsausgleichs . Zur wei⸗

teren Ausbreitung ihrer Benutzung wäre indeſſen

dringend erwünſcht , daß die Reichspoſtverwaltung

noch einige öffentlich ſchon wiederholt geäußerte
Wünſche erfüllt und namentlich das Stammguthaben

gänzlich abſchafft . Daran ſtoßen ſich viele , wenn ſie

zum Beitritt aufgefordert werden , und der Reichs —

poſt würde das Verſchwinden dieſes Zopfes keinen

Schaden , ſondern nur Nutzen bringen . Außerdem

wäre es wünſchenswert , daß die Poſtſcheckämter ſämt⸗

liche Vordrucke unentgeltlich liefern und daß das

Poſtgeld für Briefſendungen an ein Scheckamt in

Wegfall kommt . Dieſes Entgegenkommen der Poſt⸗

verwaltung wäre eine gerechte Gegenleiſtung für die

Unverzinslichkeit des oftmals recht anſehnlichen Gut —

habens der Kontoinhaber .

Auch der Name ſollte durch eine paſſendere und

vor allem deutſche Bezeichnung erſetzt werden ; Poft⸗

überweiſungsverkehr (Poſtüberweiſungsrechnung,
Poſtüberweiſungsamt ) würde die Sache treffender be⸗

zeichnen und wäre zugleich gutes und allgemein ver⸗

ſtändliches Deutſch .
.

Die beſte Löſung der Aufgabe , wie eine ſolche der

Volkswirtſchaft und dem einzelnen Bürger gleich

gut dienende Zahlungsordnung für unſern Geldver⸗

kehr zu geſtalten ſei , verſpreche ich mir von einem

öffentlichen Wettbewerb , der von der Leitung der

Reichsbank auszuſchreiben wäre . Die Reichsbank hat

unmittelbar den größten Nutzen von einer wirkſamen

Förderung des bargeldloſen Zahlungsausgleichs . Es

deshalb natürlich und gerechtfertigt , daß

ſie aus ihrer bisherigen Zurückhaltung , die ſich

auf gelegentliche Hinweiſe und Empfehlungen

voſchränkte , heraustritt und — handelt . Ein

Prüfungsausſchuß müßte ſich mit der Aus⸗

wahl der beſten eingegangenen Arbeiten befaſſen ,

die mit Preiſen ausgezeichneten Arbeiten veröffent⸗

lichen und zur praktiſchen Anwendung der beſten

Löſung das Nötige vorbereiten .

— 0 —
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1 . Allgemeine Gemeindeſachen .

Einheitliche Elektrizitätspverſorgung aus ſtaatlichen

Fernkraftwerken .

II

Auch die badiſche Regierung iſt ſchon ſeit Jah⸗

ren darauf bedacht , ihre großen Waſſerkräfte für

die einheitliche Elekrizitätsverſorgung des Landes

auszunutzen . Abgeſehen von den Waſſerkräften am

Oberrhein verfügt Baden über zahlreiche Gefälle

im Schwarzwald , von denen die Murg , ein rechter

Nebenfluß des Rhein , ſich zum Ausbau am beſten

Murgkraftwerk bei Forbach im

Schwarzwald , das nach dem Regierungsprojekt in

zwei Gefällſtufen von rund 150 und 300 Meter die

Waſſerkräfte der Murg und ihrer Nebenflüſſe aus⸗

nutzen wird , ſoll als Hochdruckwerk zur Elektrizitäts⸗

Die An⸗

lagekoſten ſind beim erſten Ausbau auf 12,2 Milli⸗

eignet . Das

erzeugung vom Staat betrieben werden .

onen Mark , beim zweiten Ausbau auf 16,3 Milli⸗

onen Mark , alſo insgeſamt bei Vollendung auf 28,5

Millionen Mark veranſchlagt . Nach Errichtung der

Talſperren kann das Werk ohne Dampfreſerve dau —

ernd 11000 PS , d. ſ. im Jahre 94,4 Millionen PS⸗

Stunden oder 64,27 Millionen Kilowattſtunden , ab —

geben . Es iſt eine Dampfreſerve von 6700 PS

vorgeſehen . Die Erzeugungskoſten für die Kilo⸗

wattſtunde ſtellen ſich auf 3,32 Pfennig . Man rech⸗

net beim erſten Ausbau mit einem Stromabſatz von

27- 30 Millionen Kilowattſtunden , die ſich wie folgt

verteilen : die badiſche Bahnverwaltung 12 —15

Millionen , die Oberrheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft

Mannheim 3 Millionen , die Städte Mannheim ,

Heidelberg , Karlsruhe nebſt Umgebung und die In⸗

duſtrie 12 Millionen Kilowattſtunden . Da aus

Waſſerkraft und Dampfreſerve rund 90 Millionen

Kilowattſtunden Elektrizität erzeugt werden können ,

muß noch ein Abſatz für 60 Millionen Kilowatt⸗

ſtunden geſucht werden . Nach Berechnungen von

Dr . Hans Schutzer kann die Leiſtungsfähigkeit des

Murgkraftwerkes durch Schaffung eines dritten

Staubeckens von 90 Millionen Kubikmeter Stau⸗

raum im oberſten Lauf der Murg unterhalb des

württembergiſchen Ortes Obertal ſogar auf 22 000

P̃S gebracht werden , aber die württembergiſche Re⸗

gierung verhält ſich dieſem Projekt gegenüber ab⸗

lehnend . Es gehen ſomit der deutſchen Volkswirt⸗

ſchaft jährlich 40 Millionen Kilowattſtunden an bil⸗

liger Kraft verloren . Daß die Landesgrenzen auch

gleichzeitig die Grenzen für das Verſorgungsgebiet
eines großen Kraftwerkes bilden ſollen , beeinträch⸗
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tigt eine großzügige und ergiebige Ausnutzung der

Naturkräfte zum Schaden des ſich anſchließenden

Nachbarſtaates , der die Koſten für ein beſonderes
Werk aufwenden muß , will er ſeine Bewohner nicht

ganz auf die Vorteile der Elektrizität

laſſen .

verzichten

Im Landtag des Königreichs Sachſen erklärte

am 30 . November 1915 Finanzminiſter von Seyde

witz , daß die Regierung nunmehr die Abſicht habe ,

die Verſorgung des Landes mit elektriſcher Kraft in

die Hand des Staates zu übernehmen . Der Staat

werde zunächſt als Großerzeuger auftreten und hie —
rin um ſo mehr leiſten können , als ihm große Koh —

lenfelder im Weſten und Oſten zur Verfügung ſtän —

den . Die Regierung will ferner dafür ſorgen , daß

die natürliche Verteilung der Induſtrie und des Ge⸗

werbes über das ganze Land in kleinen und großen
Gemeinden durch die Bemeſſung der Strompreiſe

nicht beeinträchtigt wird . Durch Beſeitigung der

Zerſplitterung in der Stromerzeugung läßt ſich der

Geſamtwirkungsgrad erhöhen und ökonomiſcher

wirtſchaften . Die Tarife der Ueberlandkraftwerke ,

von denen das größte Gröba faſt 700 Orte verſorgt ,

waren im Vergleich zu den ſtädtiſchen Werken ſo

billig , daß ein Abwandern der Induſtrie zu befürch⸗

ten ſtand . Als Abwehrorganiſation bildete ſich der

„ Elektroverband “ der im Gemeindebeſitz befindlichen

Elektrizitätswerke , der einen Plan über die zentrale

Verſorgung des Landes aus zwei zu errichtenden

Großkraftwerken der Staatsregierung unterbrei⸗

tete . Dieſe Kraftwerke ſollten bei Regis im Bornai⸗

ſchen Kohlenrevier und in der Lauſitz an der Oſt⸗

grenze Sachſens erſtehen . Die Leiſtungsfähigkeit
beider Werke war durch günſtige Kohlenlieferungs⸗

verträge auf 30 Jahre geſichert . Der Staat ge⸗

nehmigte dieſe Projekte nicht , ſondern beabſichtigt
alle privaten Elektrizitätswerke nach und nach auf⸗

zukaufen , damit ſie in die einheitliche Stromver —

ſorgung des ganzen Landes einbezogen werden kön⸗

nen . Das öffentliche Intereſſe wird auch durch das

ſtaatliche Verkehrsweſen begründet , denn nach dem

Kriege ſollen einige verkehrsreiche Neben - und

Kleinbahnen elektriſchen Betrieb erhalten . Zunächſt
will der ſächſiſche Staat das Kraftwerk der Elektri⸗

zitäts⸗Lieferungs⸗Geſellſchaft in Hirſchfelde bei Zit —

tau für 5 Millionen Mark ankaufen . Das neuzeit⸗

liche Werk von 25 000 Kilowattſtunden Leiſtung ſoll

für die ſtaatliche Elektrizitätsverſorgung weiter aus⸗

gebaut werden . In der Nähe von Hirſchfelde be⸗

ſitzt der Staat bereits umfangreiche Kohlenfelder .

—
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Desgleichen im Weſten des Landes , wo ebenfalls

ein ſtaatliches Kraftwerk erbaut werden ſoll . Zur

einheitlichen Durcharbeitung aller vorhandenen Lei —

tungsnetze und zur Vorbereitung der allgemeinen

Elektrizitätsverſorgung hat die ſächſiſche Regierung

einen Kredit von 20 Millionen Mark im Landtag

beantragt .

Im Königreich Preußen ſind die Beſtrebungen ,

die lokale Elektrizitätsverſorgung durch eine Zen —

trale aus ſtaatlichen Fernkraftwerken zu erſetzen ,

erſt ſeit zwei Jahren im Gange . Am 26 . Mai 1914

haben die Miniſter der öffentlichen Arbeiten , für

Handel und Gewerbe und des Innern einen gemein —

ſamen Erlaß über die Verſorgung des Landes mit

elektriſchem Strom herausgegeben . Es wird darin

als Aufgabe des Staates bezeichnet , die Entwicklung

der Elektrizitätsverſorgung des Landes in geſunden

Bahnen zu halten , nicht aber ſie zu hemmen . Der

Erlaß enthält die Richtlinien , die zur Wahrung der

allgemeinen Intereſſen einer zweckmäßigen und ein —

heitlichen Elektrizitätsverſorgung bei der Vergebung

von Staatseigentum bisher feſtgelegt worden ſind .

Preußen beſitzt ſchon ſeit einigen Jahren das große

ſtaatliche Kraftwerk Muldenſtein im Bitterfelder

Kohlenrevier zur Stromlieferung für die elektriſche

Vollbahnſtrecke Deſſau - Bitterfeld . Nicht weit ab da —

von ſoll nunmehr ein noch größeres Fernkraftwerk

auf Staatskoſten bei Wittenberg a. E. errichtet

werden , das für eine Geſamtleiſtung von 200 000

Kilowattſtunden berechnet iſt , wovon allein 140 000

Kilowattſtunden für den elektriſchen Betrieb der

Berliner Stadt - und Ringbahn beſtimmt ſind . Die

Mehrerzeugung an Strom gibt der Stadt bezw . der

preußiſche Eiſenbahnfiskus zu einem Preiſe von 2/05

Pfennig für die Kilowattſtunde an den Provinzial —

verband Brandenburg ab, der ſich verpflichtet hat ,

in der erſten achtjährigen Lieferungsperiode minde —

ſtens 1 Milliarde und in der zweiten mindeſtens

1,64 Milliarde Kilowattſtunden zu vergüten . Die

Provinz Brandenburg iſt bekanntlich mit erhebli⸗

chem Kapital an den Märkiſchen Elektrizitätswerken

und den Berliner Vorortselektrizitätswerken be —

teiligt , die gemeinſam etwa die halbe Provinz mit

Strom verſorgen . Von dem projektierten Fern —

kraftwerk bei Wittenberg wird die elektriſche Energie

dieſen beiden Werken in einer Spannung von 100 000

Volt zugeführt .

Ferner verfolgt die preußiſche Staatsregie —

rung den Plan , in der Nähe von Hannover ein

Fernkraftwerk zu errichten ; ſie will damit zwei
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Zwecke erreichen : einmal den in ſeinem Abſatzgebiet

bedvohten Deiſterbergbau durch Verwendung der

Deiſterkohle im Kraftwerk zu unterſtützen , zweitens

die nötige Energie zur Verfügung zu haben , um

die beabſichtigte Verbindung des von den ſtaatlichen

Oberweſerkraftwerken aus verſorgten Gebiets mit

dem vom ſtaatlichen Kraftwerk bei Dörverden aus

verſorgten Gebiet in wirtſchaftlicher Weiſe durchzu —

führen und damit ein geſchloſſenes ſtaatliches Ver —

ſorgungsgebiet quer durch das Staatsgebiet von

Bremen bis Hanau zu ſchaffen . Dieſer Plan hängt

eng zuſammen mit dem Ausbau der infolge der

Main⸗Kanaliſierung bis Aſchaffenburg entſtehen⸗

den Stauſtufen bei Mainkur , Keſſelſtadt und Groß⸗

Krotzenburg für die Gewinnung elektriſcher Energie .

Die hier gewonnenen Waſſerkräfte des Main , die

auf jährlich 25 —30 Millionenen Kilowattſtunden ge —

ſchätzt werden , ſollen einerſeits für die Kreiſe Hanau ,

Gelnhauſen , Schlüchtern , Fulda , Gersfeld und Hün⸗

feld nutzbar gemacht werden , anderſeits durch eine

Hochſpannungsleitung zu den Kraftwerken im obe⸗

ren Weſergebiet geleitet werden , um hier durch Ab⸗

gabe von faſt 2 Millionen Kilowattſtunden im Jahr

einen Ausgleich im Kraftbedarf zu ſchaffen . Umge⸗

kehrt helfen die Kraftwerke der Talſperren im We⸗

ſergebiet in den Monaten Februar und März , in

denen die Mainwaſſerkräfte nachlaſſen , dieſen wieder

aus . Wenn nun auch durch eine ſolche gegenſeitige

Unterſtützung der verſchiedenen Waſſerkräfte die zeit⸗

weilige Inanſpruchnahme von Kraft aus Dampf⸗

zentralen nicht entbehrlich wird , ſo bleibt ſie doch

ſehr beſchränkt , und dieſer Umſtand in Verbindung
mit der beſſeren Ausnutzung der Waſſerkräfte wirkt

günſtig auf die Stromerzeugungskoſten ein .

Zur wirtſchaftlichen Hebung der durch den

Ruſſeneinfall ſchwer geſchädigten Provinz Oſtpreu —

ßen wird in nicht geringem Maße die einheitliche

Verſorgung mit Elektrizität unter ſtaatlicher Mit⸗

wirkung beitragen . Die Provinz ſoll in drei große

Verſorgungsgebiete geteilt werden : Oſtpreußen⸗Nord

mit den Kreiſen Wehlau , Inſterburg , Gumbinnen ,

Labiau , Tilſit uſw . ; Oſtpreußen⸗Mitte mit den

Kreiſen Friedland , Gerdauen , Darkehmen , Goldap ,

Raſtenburg , Lötzen , Johannisburg uſw . ; Oſtpreu⸗

ßen⸗Südweſt mit den Kreiſen Heilsberg , Pr . - Hol⸗

land , Mohrungen , Allenſtein , Oſterode , Neidenburg

und Ortelsburg . Die Provinz beantragte eine

Staatsbeihilfe von 50 Millionen Mark als zinsfreies

Darlehen zur Errichtung von Fernkraftwerken und

zur Anlage von Leitungsnetzen .



Dieſe großzügigen Vorbereitungen für einheit —
liche Elettrizitätsverſorgung unter Aufſicht und fin⸗

anzieller Mitwirkung des Staates bieten Gewähr da⸗

für , daß in naher Zukunft der Induſtrie und Land —

wirtſchaft elektriſcher Strom unter den günſtigſten
Bedingungen zur Verfügung geſtellt wird . Durch
die Fernverſorgung aus ſtaatlichen Kraftwerken , die

im Bereich der Waſſerkräfte oder der Kohlenlager
errichtet werden , wird der Beſtand der lokalen Elek —

trizitätswerke und der Überlandzentralen nicht ge —

fährdet . Anſtatt zu koſtſpieligen Erweiterungen zu

ſchreiten , werden ſie bei Mehrbedarf den Strom aus

den Fernkraftwerken beziehen ; die Umformung und

die Verteilung an die Verbraucher bleibt nach wie

vor Aufgabe der lokalen Werke . Sie treten gewiſſer —
maßen als „ Zwiſchenhändler “ für die verkäufliche
Ware Elektrizität auf . Durch die einheitliche Elek —

trizitätsverſorgung ganzer Länder wird ein Ausgleich
im Kraftbedarf und die Möglichkeit gewährleiſtet ,
alle Anlagen gleichmäßiger und wirtſchaftlicher aus —

zunutzen als bisher , wo manche Lokalwerke zeitweiſe

übermäßig in Anſpruch genommen waren , während

ſie zu anderen Zeiten nur geringen Strombedarf zu
decken hatten . Abgeſehen von anderen Erſparniſ
ſen bei einer umfaſſenden Organiſation der Elektrizi⸗

tätserzeugung und - verteilung darf auch vom volks —

wirtſchaftlichen Standpunkt nicht außen acht ge⸗

laſſen werden , daß unſere natürlichen Kraftquellen
und Bodenſchätze nicht im Raubbau vergeudet , ſon —

dern zum Wohle des Landes in ergiebiger und zweck —

mäßiger Weiſe ausgenutzt werden .

W. Beck⸗Steglitz .

＋⏑

4 . Verſicherungsweſen .

Wochenhilfe für Ehefrauen Hilfsdienſtpflichtiger .
Der Bundesrat hat am 5. Juli eine Verordnung

beſchloſſen , nach der deutſche Wöchnerinnen während

der Geltungsdauer des Hilfsdienſtgeſetzes aus Reichs —

mitteln eine Wochenhilfe erhalten ſollen , wenn 1. der

Ehemann eine Beſchäftigung im Sinne des Hilfs —

dienſtgeſetzes ausübt , und im letzten Jahre vor der

Niederkunft ſeiner Ehefrau mindeſtens 6 Monate hin —

durch ausgeübt hat ; 2. ſeine wirtſchaftliche Lage ſich

infolge ſeiner Beſchäftigung im Hilfsdienſt nachweis —

lich verſchlechtert hat ; und , 3. ein Bedürfnis für die

Beihilfe beſteht . Der Beſchäftigung des Ehemanns

vor der Niederkunft ſteht natürlich die Leiſtung von

Krieg⸗ , Sanitäts⸗ u. ähnlichem Dienſt gleich . Eben⸗

ſo erhalten die Wochenhilfe ſolche Wöchnerinnen , die

ſelbſt im Jahre vor der Niederkunft mindeſtens 6 Mo —

121 —

nate hindurch im Hilfsdienſt beſchäftigt waren . Auf

dieſe 6 Monate wird ihnen die Zeit einer Beſchäfti⸗

gungsloſigkeit unmittelbar vor der Niederkunft bis

zu 4 Wochen angerechnet . Die Wochenhilfe wird

endlich auch für ein uneheliches Kind geleiſtet , wenn

in der Perſon des Vaters die oben für den Ehemann

abgegebenen Vorausſetzungen zutreffen , und ſeine

Verpflichtung zur Gewährung des Unterhalts feſtge —
ſtellt iſt . Für die Anerkennung des „ Bedürfniſſes “

iſt eine Einkommenhöchſtgrenze feſtgeſetzt , 2500 Mark ,

bei dem Vater 1500 bis 2500 Mark , je nach der

Kinderzahl , bei unverheirateten Wöchnerinnen .

— 5 —

6 . Sonſtiges .
Lahr . Der Stadtrat Lahr hatte vor einiger Zeit

den Beſchluß gefaßt , zur Behebung des Kleingeld —

mangels für 10000 Mark Fünfzig⸗Pfennig⸗Scheine

herſtellen zu laſſen , die nur innerhalb des Stadtbe —

zirks Geltung haben . Dieſe Scheine ſind heute zum

erſtenmal im Verkehr erſchienen und können von der

Stadtkaſſe bezogen werden . Sie tragen auf der Vor —

derſeite die Aufſchrift : „ Stadtgemeinde Lahr i. B.

Gutſchein über fünfzig Pfennig . Lahr i. B. , 12. Juni
1917 . Der Stadtrat : Dr . Altfelix , Oberbürgermeiſter .
Bitzel , Ratſchreiber . Nachahmung ſtrafbar . Gültig
nur im Stadtbezirk Lahr i. B. bis ſechs Monate nach

Friedensſchluß . “ Auf der Rückſeite befindet ſich das

Wappen der Stadt .

Kollnau . Um den ungeheueren Preistreibereien

bei Brennholzſteigerung entgegen zu wirken , hat der

hieſige Gemeinderat beſchloſſen , der Bevölkerung hie —

ſigen Orts Brennholz aus den Gemeindewaltungen
zu mäßigem Preiſe zu verſchaffen .

Triberg . Der Bürgerausſchuß hat heute die Gas⸗

preiſe mit Wirkung vom 1. Juli 1917 an feſtgeſetzt
für Leucht - , Koch - , Heiz - und Induſtriegas auf 22

Pfennig , für Münzgasmeſſergas auf 23 Pfennig für

den Kubikmeter ( ſtattbisher 18 und 20 Pfennig ) . Jeg —
liche Rabatte für Gasabnehmer kommen in Wegfall .
Die Geſamtabrechnung der im Dezember 1913 in Be —

trieb genommenen ſtädtiſchen Gaswerksanlage mit

349 322 Mark wurde genehmigt . Ferner wurden für

Neueinrichtungen 15678 Mark bewilligt . Die ganze

Anlage ſtellt ſich darnach auf 365 000 Mark . An das

Werk ſind in Triberg und dem benachbarten Schonach
1025 Abnehmer ( 677 Meſſer , 348 Automaten ) ange⸗
ſchloſſen . Die vorausſichtliche Jahresabgabe der

nächſten Jahre wurde bei der Projektierung auf
206 000 Kubikmeter berechnet . Sie betrug 1916 :

259 000 und wird 1917 : 380 000 Kubikmeter errei⸗

chen. In Triberg haben 95 Prozent aller Haushal —⸗
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tungen Gasanſchluß . Dabei iſt die Stadt ſchon längſt

mit billigem elektriſchem Strom , den die Waſſerfälle

erzeugen helfen , verſehen . Die Haus⸗ und Wohnungs⸗

inſtallation der Gaseinrichtung erfolgte zum größten

Teil koſtenlos , eine Maßnahme , die ſich durchaus be⸗

währt hat .

In Durbach , Amt Offenburg , wurde der Ge⸗

meinderechner Franz Kaver Männle von der Straf⸗

kammer Offenburg wegen Veruntreuung von etwa

13000 Mark Gemeindegeldern , wegen Amtsunter⸗

ſchlagung zu 1 Jahr 3 Monaten Gefängnis verurteilt .

Bei der Strafausmeſſung wurde zu Gunſten des An⸗

geklagten berückſichtigt , daß er als Rechner zeitweiſe

mit Dienſtgeſchäften überhäuft war und daß die Kon⸗

trolle des Rechnerdienſtes durch Bürgermeiſter und

Gemeinderat in Durbach ſehr mangelhaft war . Zu

Ungunſten fiel die Höhe des unterſchlagenen Betrags

ins Gewicht .

Die Gemeinde Malſch hatte ihre Jagd an ei⸗

nen Belgier für 3822 Mark verpachtet . Als dann

nach Ausbruch des Krieges den Angehörigen feindli⸗

cher Staaten unterſagt wurde , innerhalb des Reiches

die Jagd auszuüben , weigerte ſich der Belgier , die

Pachtſumme zu bezahlen . Die Gemeinde Malſch

klagte und gewann beim Landgerichte den Prozeß ,

weil in dem Pachtvertrag Weiterzahlung bei „ Behin⸗

derung der Ausübung der Jagd “ ausdrücklich vorge —

ſehen war und der Pächter die Jagd auch durch einen

Reichsangehörigen hätte ausüben können . Der An⸗

ſchauung hat ſich ſpäter das Oberlandesgericht Karls —

ruhe und in letzter Inſtanz auch das Reichsgericht in

Leipzig angeſchloſſen .

In Ettlingen hat der Bürgerausſchuß beſchloſ⸗

ſen , die Form , in welcher früher der Lebensmittel⸗

verkauf ausgeſchrieben wurde , alſo mit Angabe von

Warengattungen und Warenpreiſen , künftig wieder

einzuführen . Einer Gemeinde des Bezirks Ettlingen

wurden vom Kommunalverband die Zuckerkarten ent⸗

zogen , weil ſie ſtatt 1200 Liter früher —erheblich

veniger Milch zur Ablieferung brachte .

Das Bezirksamt Villingen hat folgende Bekannt —

machung erlaſſen :

„ Kurgüſte und Sommerfriſchler ! Ein ernſtes

Wort . Im Großherzogtum Baden iſt es allen Frem⸗

den in Stadt und Land ſtreng verboten , Lebensmittel

einzukaufen . Jede Zuwiderhandlung wird ſchwer be⸗

ſtraft . Wer hamſtert , muß den Ort verlaſſen und wird

der öffentlichen Verachtung preisgegeben . Er wird

nach dem Willen des Geſetzes an keinem Ort des

Landes mehr aufgenommen ; ſein Name wird hier und

in ſeiner Heimat öffentlich bekannt gemacht . Erſchli⸗

chene Lebensmittel werden abgenommen ; die Lebens⸗

mittelkarten werden ihm entzogen .

Ottenheim bei Lahr . Die Abnahme der Glocken

von der hieſigen Pfarrkirche ruft die Erinnerung an

trübe Zeiten wach . Die Gemeinde Ottenheim hat

das Schauſpiel der Glockenabnahme nämlich ſchon

einmal erlebt . Und das war im Jahre 1703 als die

Franzoſen bei Neuburg den Rhein überſchritten und

die Gegend von Ottenheim ſo ſchwer heimgeſucht

hatten . Gegen 50 Häuſer unſerer Gemeinde wurden

damals eingeäſchert , das Pfarrhaus und die Kirche

vollſtändig ausgeraubt , nicht einmal die goldenen

Gefäße im Tabernakel wurden geſchont . Auch die

prachtvolle Turmuhr und die wertvollen Glocken

wurden von den franzöſiſchen Räubern fortgenom⸗

men . Die kleinen Glocken wurden vom Turme herab⸗

geworfen und blieben dabei unverſehrt . Eine der —

ſelben befindet ſich noch in Rheinau i. E. Die große

Glocke wurde , wie der Chroniſt beſagt , auf dem

Turme zerſchlagen und die Stücke mitgenommen . Erſt

1729 erhielt die Kirche wieder eine Glocke .

ee

Verſorgung mit Dürrobſt und Gemüſe .

Zu dem Schweizerartikel in Nummer 7

Zeitſchrift , leſen wir in einer anderen ſchweizeriſchen

Zeitung :
Leider gibt es immer noch Kreiſe , die ſich zu

wenig vorſehen , mit ausreichenden Dörrapparaten

für eine ſtarke Ausdehnung dieſer Konſervierungs —

methode . Wir appellieren nochmals an die Fürſor —

gekommiſſion und an Private , weitgehende Maß⸗

nahmen zu einer ſtarken Ausdehnung des Dörrens

treffen zu wollen .

Gleichzeitig teilen wir mit , daß ſich die Waren⸗

abteilung des ſchweizeriſchen Volkswirtſchaftsdeparte⸗

ments verpflichtet hat , alles über den eigenen Be⸗

darf hinaus vorhandene gute Dörrobſt ſeinerzeit zu

angemeſſenem Preis aufzukaufen . Damit fällt das

Riſiko weg , wodurch eine ſtarke Anregung zum Dör⸗

ren geſchaffen ſein ſollte . Es iſt namentlich ſehr zu

begrüßen , wenn auch die private Dörrtätigkeit ange⸗

regt wird .

dieſer

%

Einheitliche Durchführung der Familienunterſtützung .

Um möglichſt volle Einheitlichkeit in der Durch —

führung des Familienunterſtützungsgeſetzes zu ge⸗

währleiſten , hat der Reichskanzler ( Reichsamt des

Innern ) erneut in einem an die Bundesregierungen

gerichteten Rundſchreiben zu verſchiedenen Fragen

auf dem Gebiete der Familienunterſtützung aus —
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führlich Stellung genommen . Für die breitere

Oeffentlichkeit ſind insbeſondere die folgenden Feſt⸗

ſtellungen des Reichskanzlers von Intereſſe :
Bei zeitweiliger Beurlaubung bis zu einem Mo —

nat ſind die Familienunterſtützungen allgemein wei —

terzuzahlen . Ueberſteigt der Urlaub einen Monat ,

ſo iſt die Bedürftigkeitsfrage zu prüfen , die zu vernei⸗

nen iſt , wenn der Beurlaubte geeignete Beſchäftigung
ablehnt . Bei Beurlaubungen bis zur Entlaſſung iſt
die Weiterzahlung regelmäßig vom Vorliegen der Be—⸗

dürftigkeit abhängig zu machen . Die Halbmonats⸗

rate , die nach der Entlaſſung als außerordentliche

Unterſtützung gezahlt wird , und die Dreimonatsrate ,
die nach §S9 der Verordnung vom 21 . Januar 1916

bei Verwundung und Krankheit neben die Militär⸗

verſorgungsgebührniſſe tritt , ſind unabhängig von

der Bedürftigkeit weiterzuzahlen . Das gleiche gilt für
die Weiterzahlung der Familienunterſtützungen an

die Hinterbliebenen auf die Dauer von drei Monaten .

Für die über dieſe Zeit hinaus gezahlten Familien⸗

unterſtützungen können nur die Rentenbezüge in An⸗

ſpruch genommen werden , die den Berechtigten für die

Zeit zuſtehen , für die ſie bereits Familienunterſtüt⸗
zung gezahlt erhalten haben . Dagegen dürfen lau⸗

fende Renten nach dieſer Zeit für die gezahlten Fa⸗

milienunterſtützungen nicht einbehalten werden .

Die oben erwähnten Halbmonatsraten ſind bei

jeder Entlaſſung zu zahlen , bei wiederholter Entlaſ⸗

ſung alſo mehrfach .

Für die Unterſtützung nachgeborener Kinder , die

an einem anderen Aufenthaltsort zur Welt gekom⸗
men ſind , hat der Lieferungsverband einzutreten , der

zur Unterſtützung der übrigen Familienmitglieder des

Heerespflichtigen verpflichtet iſt .

Auch nach dem Tode des Heerespflichtigen kann

noch Antrag auf Gewährung der Familienunter —

ſtützung für die Zeit geſtellt werden , während der nach
den Vorſchriften des Geſetzes das Recht auf die Un —

terſtützung fortdauert .

Die Arbeitgeberbeihilfen können bei der Feſtſtel⸗

lung der Bedürftigkeit billigerweiſe nicht ganz außer

acht gelaſſen werden . Grundſätzlich ſoll aber die Ge —

währung der Mindeſtſätze nicht mit Rückſicht auf vor⸗

handene Arbeitgeberbeihilfen abgelehnt werden .

Für Koſten der Fürſorgeerziehung haben die

Lieferungsverbände in Zuſammenhang mit der Fa —

milienunterſtützung nicht aufzukommen , da dieſe

Koſten aus öffentlichen Mitteln beſtritten werden

und nicht als Armenunterſtützung anzuſehen ſind .

( Siehe Erlaß Gr . Miniſteriums des Innern vom

2. Juli 1917 . Nr . 32144 ) .

Deutſche Zuverſicht .

Die deutſche Stärke iſt in den rund 70 Millio —

nen Einwohnern begründet : in ihrem Wiſſen und

Können , in ihrem Wollen und Vollbringen . Nicht
in der Anſpruchsloſigkeit großer Volksmaſſen liegt

Stärke ( ſiehe Rußland ) , nicht in ſattem Rentnertum

( Frankreich und zum Teil England ) iſt Kraft , nicht

im Wohlleben blüht eine Nation ( England ) , ſondern

Kraft , Stärke und Macht iſt der Nation eigen , dle ,

wie die deuſche , großen Bedarf hat und dieſen Be —

darf in unermüdlicher Regſamkeit zu decken bemüht

iſt . Schwerfälligkeit und Rentnerſucht ſind Schwä —

chen einer Nation , Wohlleben nicht minder . Wa —

rum , ſo könnte man fragen , iſt dies in dem Lande

ſo und in dem andern anders ?

Die geographiſche Lage eines Landes , die Schiff —

barkeit ſeiner Flüſſe , ſein Eiſenbahnnetz , ſeine Boden —

äbe , ſeine Fruchtbarkeit , ſeine landwirtſchaftlichen ,

induſtriellen und händleriſchen Anlagen , ſeine Men —

ſchen bedingen und ſchaffen Wohlſtand . Das gilt

für alle . Staatlicher Schutz und ſtaatliche Forderun —

gen können Landeswohlſtand mitſchaffen . Das gilt

für alle . Alle haben Anlagen und manche Möglich —

keiten ihrer Ausnützung , in einem aber ſind wir den

andern zweifellos überlegen . In der Bevölkerungs —

miſchung . Wir ſind ein ſtarkes Induſtrieland mit ei —

ner blühenden Landwirtſchaft . Das iſt unſere Stärke

England gegenüber . Großbritannien und Irland

beſchäftigten im Jahre 1911 in der Landwirtſchaft

( Forſtwirtſchaft und Fiſcherei ) 12 Prozent ſeiner

Bevölkerung , Deutſchland im Jahre 1907 dagegen

etwas über 35 Prozent . In der Induſtrie waren

1911 in England rund 50 Prozent beſchäftigt , in

Deutſchland dagegen 40 Prozent . Am auffälligſten

ſind die Unterſchiede im Handel und Verkehr : Eng⸗

land hatte da etwas über 24 Prozent , Deutſchland

etwas über 12 Prozent . Englands Bevölkerung

war faſt zu drei Vierteln in der Induſtrie und im

Handel tätig , die deutſche etwas über die Hälfte .

Dieſe Zahlen deuten an , daß der Lebensnerv

Englands Handel , Verkehr und Induſtrie ſind . In
einem ganz anderen Maße als Deutſchland iſt Eng —
land von ſeinem Handel und Verkehr abhängig .
Rund ein Viertel ſeiner erwerbstätigen Bevölkerung

iſt darin tätig , in Deutſchland etwa ein Achtel der

Erwerbstätigen . Das , was Englands Größe im

Frieden ausmachte , wird ihm im Kriege zum Ver⸗

hängnis . Es iſt das Ueberwiegen der Schiffahrt :

Großbritannien und Irland hatten kurz vor dem

Kriege 20 737 Handelsſchiffe mit 11878 807 Netto⸗

regiſtertons , Deutſchland nur 4850 Schiffe mit
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England hatte danach über

Für ſeine

3153 724 Regiſtertons .

vier mal mehr Schiffe und Regiſtertons .

45 Millionen Einwohner führte es 1912 für 1 ein⸗

halb Milliarde Getreide ein , Deutſchland für ſeine

über 65 Millionen nicht ganz 1,119 Milliarde . Die

Ausfuhr Englands an Getreide betrug rund 1 ein⸗

halb Millionen , die deutſche etwas über 252 Millio⸗

nen Mark . Daraus ergibt ſich, daß Englands Ein —

fuhr an Getreide auf den Kopf der Bevölkerung viel

größer iſt als in Deutſchland und daß das Ausblei⸗

ben der Einfuhr viel härter als bei uns empfunden

werden muß .

Der Unterſeebootkrieg hat eine doppelte Auf —

gabe , die Nahrungsmittelzufuhr zu verhindern und

den Schiffsraum zu vermindern . Das eine iſt ſo

wichtig wie das andere . Beides geht den Engländern

an das Leben .

„ Aber “ , ſo höre ich fragen , „ woher ſoll denn

bei uns das Geld für die Abtragung der Kriegs —

ſchuld kommen , für deren Zinſen , für den Aufbau

der zerſtörten Werte , für die Verſorgung der Kniegs⸗

beſchädigten . Sollen alle dieſe Verbindlichkeiten durch

Steuern aufgebracht werden . Das wäre ja uner⸗

träglich . “ Ohne Zweifel , die Ausſichten wären ſehr

bedrückend , wenn der ganze zukünftige Aufwand für

den Staatshaushalt durch Steuern aufgebracht wer —

den müßte . Wir wiſſen aber , daß die Kriegsanlei⸗

hen in der Hauptſache im Inland aufgebracht wur —

den . Das Geld iſt alſo bei uns geblieben . Es iſt

kaum weniger geworden . Nur große Verſchiebun —

gen im Beſitz haben ſtattgefunden . Die einen haben

verloren und die andern gewonnen , oder die einen

ſind ärmer und die andern ſind reicher geworden .

Die Steuerkraft aber hat durch Krieg zugenommen ,

denn viel Beſitz iſt wertvoller geworden .

Die deutſche Volkswirtſchaft iſt aber noch aus

ganz anderen Gründen imſtande , aus eigener Kraft

die Kriegslaſten aufzubringen , ohne dabei Schaden

zu nehmen . Da iſt einmal die viel zweckmäßigere

und vollkommenere Ausnützung der Kraftquellen

( Waſſer und Kohle ) und des Bodens . Bei einer aufs

beſte durchgebildeten Ausnutzung der Waſſerkraft , der

Kohle und des landwirtſchaftlichen Bodens können

ungezählte Millionen , ja Milliarden gewonnen wer —

den . Es iſt aber auch möglich , durch Verbeſſerun —

gen der Arbeitsmethoden , der techniſchen Hilfsmittel

und durch beſſere Organiſation im Erwerbsleben viel

Geld zu ſparen oder zu gewinnen . Einige Mono —

pole werden auch erhebliche Staatseinnahmen brin —

gen .

Der ungläubige Thomas ſchüttelt den Kopf . So

ſeien ihm genauere Anhaltspunkte gegeben . Die

Steigerungsfähigkeit im landwirtſchaftlichen Betrieb :

Im Jahre 1882 gab es rund 400 000 Betriebe , die

Maſchinen benutzten , im Jahre 1907 dagegen

1500 000 ( vierfache ) . Die Ernteerträge ſind in den

einzelnen Fruchtarten gewaltig geſtiegen . So wurde

z. B. 1878 auf dem Hektar durchſchnittlich 11,7

Doppelzentner Roggen , 1912 aber 18,5 Doppelzent —

ner geerntet . Der Weizenertrag ſtieg in derſelben

Zeit von 14,4 auf 22,6 der Haferertrag von 14,3

auf 21,9 der Kartoffelertrag von 86 auf 150 Dop⸗

pelzentner ( Kartoffeln ſchwanken ſtärker im Ertrag ,

trotzdem iſt ein ſtark aufſteigender Ertrag erkennbar ) .

Faſſen wir eine längere Zeit zuſammen , ſo ergibt ſich

allein für die Zeit von 1899 bis 1910⸗12 eine Stei —

gerung des Roggens um 30 und eine des Weizens

um 21 v. H. Der Bevölkerungszuwachs ( von 1900

bis 1910 ) betrug 17 v. H.

Welche Ausſichten in der Steigerung der Ernte —

erträge ſich eröffnen , mag hier nur angedeutet ſein .

Julius Steinberg berichtet , daß der jährlich in

Deutſchland erzeugte Stallmiſt einen Wert von 1200

Millionen Mark habe , davon gehe aber die Hälfte

durch nicht geeignete Wirtſchaft ertraglos zugrunde .

Die richtige Ausnutzung brächte alſo einen erheb⸗

lichen Gewinn . Noch mehr aber könnten wir nach

den Angaben von Dr . Beſemfelder erreichen , wenn

wir ein Beregnungsverfahren durch ein weitmaſchi —

ges Rohrnetz über alle urbaren und urbar zu ma —

chenden Gelände legen würden . Er errechnet den

jährlichen Mehrertrag auf 13 einhalb Milliarde

Mark . Wenn das Reich dieſes Netz errichtete und

nur 20 v. H. vom Mehrertrag nehmen würde , ſo

würde dies ausreichen , 50 Milliarden Kriegsanleihen

zu verzinſen . Dabei iſt nicht mitgerechnet , daß die

Steuerleiſtung und die Kaufkraft der Landwirt⸗

ſchaft dadurch ſehr erhöht würde . Selbſt wenn dieſe

Zahlen etwas zu hoch angeſetzt wären , ergibt ſich

hieraus doch , daß hier Rieſenſchätze liegen und be —

hoben werden können .

An die vielen Kriegserfindungen : Stickſtoff aus

der Luft zu gewinnen , an die Herſtellung von Stroh —

mehl , an die Gewinnung von künſtlicher Hefe zur

Herſtellung hoch eiweißhaltiger Futtermittel ſei nur

flüchtig erinnert . Der Krieg hat uns außerdem viele

Erſatzſtoffe gebracht . Ein großer Teil davon wird

ſo brauchbar ſein , daß er mit Vorteil in die Frie —

denswirtſchaft mit hinüber genommen werden kann .

Nicht überſehen darf man die Vorteile , die durch

den Ausbau der Elektrizitätswirtſchaft errungen wer —

den können . Dazu ſollen die Waſſerkräfte mit her —
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angezogen werden . Nach den vorhandenen Berech —

nungen gibt es in Deutſchland Waſſerkräfte in der

Höhe von 4 Millionen Pferdeſtärke . Davon wird

erſt der vierte Teil benutzt . Werden ſie voll aus⸗

genutzt , dann iſt es uns möglich , damit viele Waren

herzuſtellen , die wir ſonſt aus dem Auslande bezie⸗
hen müßten .

Einen großen Trumpf aber haben wir in unſe⸗

ren Kalilagern . Nach dem heutigen Stande der Dinge
hat Deutſchland im Kali ein Monopol . Das er —

möglichte auch die ſtarke Steigerung der landwirt⸗

ſchaftlichen Produktion . Deutſchland hatte auf das

Duadratkilometer den ſiebenfachen Kaliverbrauch von

England und den dreizehnfachen von Frankreich .
Aber nicht nur , daß wir mehr Kali als dieſe beiden

Länder verbrauchen , wir haben Ueberſchuß in Kali

und das erleichtert unſere Stellung auf dem Welt⸗

markt . Denn die anderen brauchen unſer Kali .

Eine ganz ſtattliche Reihe von Tatſachen gibt
uns das Recht , an eine gute Zukunft Deutſchlands zu
glauben . Dieſer Glaube , meinte neulich ein kennt⸗

nisreicher Volkswirtſchaftler , an die Zukunft unſeres
Wirtſchaftslebens iſt nicht minder wichtig , wie die

ſinnreichſten Organiſationen . Sie bleiben nur äußer⸗
liches Fachwerk , wenn ſie ſich nicht erfüllen mit dem

Geiſte wägenden Wollens und wagender Tat . Bleibt

aber unſerem Volke der ihm oft beneidete Schatz an

moraliſchen Werten , an unzerſtörbarer , geiſtiger und

körperlicher Volkskraft erhalten , und geht er gar ge⸗
ſtärkt und vermehrt aus dieſer ſchweren Prüfung
hervor , ſo wird nicht nur die Heilkraft der Natur

ſondern auch die ſoziale Heilkraft ihre Wunder wir —⸗

ken .
„
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Der erſte Juliausweis unſerer Reichsbank .
Der erſte Juliausweis unſerer Reichsbank zeigt ,

wie zu erwarten war , eine ſehr erhebliche Entlaſtung .
Die Fa der

Aiegtgeht ſogar über

die des Jahres 1913 hinaus . Der Goldvorrat der

Reichsbank hat ſich wieder etwas gehoben . Doch iſt es

noch immer notwendig , ſo viel Gold wie irgend mög —
lich heranzuſchaffen . Hoffentlich werden die diesbe⸗

züglichen Mahnungen erfolgreich ſein . Die Gründe

für die Notwendigkeit der Goldablieferungen an die

Reichsbank , ſind ſo oft in der Oeffentlichkeit dargelegt
worden , daß ein Hinweis darauf genügt . Die Ein⸗

—. — 55
die 6. Kriegsanleihe hatten bis zum

Juli ds . Is . 97,4 Prozent des geſamten Zeichnungs⸗
ergebniſes —5 Damit war der Betrag der Voll —

zahlungen auf alle ſechs Kriegsanleihen auf rund 60

Milliarden geſtiegen . Die Darlehenskaſſen ſind ver⸗

hältnismäßig ſehr wenig in Anſpruch genommen
worden . Sie haben von der Summe von 60 Milli —

arden Mark nur 1,6 Prozent herzuleihen brauchen ,
alſo einen winzigen Betrag . Das iſt höchſt kennzeich —
nend für die außerordentliche Fähigkeit der deutſchen
Kriegsgeldwirtſchaft , die von Anleihe zu Anleihe noch

geſtiegen iſt . In gleicher Zeit , wahrſcheinlich Ende

Auguſt oder Anfang September , wird die 7. deutſche

Kriegsanleihe begeben werden . Zu welchen Bedin —

gungen , darüber verlautet bisher noch nichts . Die

Kriegswirtſchaft , beſonders die Kriegsinduſtrie , iſt
auch auf die 7. Kriegsanleihe wohl vorbereitet . Viel —

fach überſteigen die diesmal verfügbaren flüſſigen
Gelder noch die Summen zur Zeit der Begebung der

6. Kriegsanleihe . Auch kommt für die Herbſtanleihe
in Betracht , daß die Landwirtſchaft die Erntegelder
hereinbekommen hat . Es handelt ſich um ſehr erheb —
liche Summen , die wohl zu einem hohen Prozent⸗
ſatz in Kriegsanleihe angelegt werden . Nach Be —

willigung der jetzigen Kriegskreditvorlage ſtehen dem

Reiche bekanntlich noch 34 Milliarden zur Verfügung
Damit dürfte für eine längere Zeit vorgeſorgt ſein .

Hoffentlich haben wir bald den Frieden , ſodaß wir

ſchon einen Teil der noch freien Kredite mit Friedens⸗
anleihe

fetlegen
können .

ie Ergebniſſe der viehzwiſchenzählung vom 1. Juni 1012.
. Beſtand amBeſtand amBeſtand am] Beſtand am] Beſtand am

1. 6. 17 . 1 . 3. 17 . 1. 12. 16. 2. 6. 16 . [ 1. 12. 13.
Kälber unter 3 Monate alt . . 2 379 238 [2 128 9161 882 959 2 227 770 [ 1 915 389
Jungvieh 3 Monate bis noch nicht 2 Jahre alt[ 7 005 277 7049 346 6817 113 5857 7796 194453
Bullen , Ochſen , Stiere über 2 Jahre alt [1 449 406 [ 1457 855l1 493 546 [ 1 406 972 1564 642
Kühe ( auch Färſen , Kalbinnen ) über ee alt 10 628 150 f10 728 180 f10 680 011 J10 625 546 [ 11 320 460

Rinder insgeſamt 8 21462 071 [ 21 364 294 20 873 629 [ 20 118 067 20 994 844
Schweine unter ½ Jahr alt . 8 630 504 8 548 205 110 157 605 f9 741642 [ 15 288 821
Schweine ½ bis noch nicht 1 Jahr alt 2 694912 2 960 7984712 816 [ 3 094 409 ] 7434556
Schweine über 1 Jahr alt 1438 194 1 500 058 2 131980 [ 1521547 2 935 763

Schweine insgeſamt 12 763 610 f13 009 061 J17 002 401 [14 357 598 [ 25 659 140
Schafe insgeſamt 6 167 4695919372 4979 1286 141519 5 520 837



Einziehung der Silber⸗ und Nickelmünzen .

Ein Erlaß preuſiſcher Miniſterien nimmt Bezug

auf die Erklärung der Reichsfinanzverwaltung vom

2. Mai , daß zur Beſeitigung der durch Aufſpeicherung

von Hartgeld hervorgerufenen Kleingeldnot erwogen

werde , die Silber - und Nickelmünzen außer Kurs zu

ſetzen und das gewonnene Siber zur Prägung neuer

Münzen zu benutzen , und daß im Falle der Einzieh —

ung die alten Münzen nicht wieder Geltung erlan —

gen würden . Er erſucht , die Regierung - und die un⸗

terſtellten ſtaatlichen Kaſſen , ſowie die kommunalen

Kaſſen und Sparkaſſen anzuweiſen , zur Erleichterung

der Ablieferung der angeſammelten Beſtände den an

ſie herantretenden Wünſchen des Publikums nach

Möglichkeit Rechnung zu tragen . Soweit es der be —

ſtehende Mangel an kleinem Wechſelgeld erfordert ,

können die Kaſſen einſtweilen die Münzen wieder

in den Verkehr geben , bis durch Neuprägungen , der

Bedarf gedeckt ſein wird . Die Kaſſen ſollen ferner

dafür ſorgen , daß die obenerwähnte Erklärung in

weiteſten Kreiſen , insbeſondere auch auf dem Lande ,

wo nach allen Beobachtungen ſehr viel Hartgeld an —

geſammelt ſei , bekannt und dabei auch die vom Reiche

in Ausſicht genommene Maßnahme die ſogenannten

Geldhamſter geſchädigt werden ſollen , darauf keine

Rückſicht genommen werden lönne , da ſeit längerem

vor dieſen unvernünftigen Anſammlungen gewarnt

worden ſei . ( Bei Abrechnungen mit der Gemeinge —

verrechnung wird ſich beſonders Gelegenheit bieten ,

das Publikum darüber zu belehren . Werden Hamſter

durch Zurückbehaltung des Hartgeldes ſpäter geſchä —

igt , dann können ſie andern keine Vorwürfe ma⸗

hen ) .

— —

Beſchäftigung von Kriegerwitwen bei der Poſt .

Nach einer Mitteilung des Reichspoſtamts wer⸗

en Kriegerwitwen , die den Annahmebedingungen

ntſpcechen , als Poſt - oder Telegraphengehilfinnen

zur dauernden Verwendung eingeſtellt . Dabei wor

den auch in Ausnahmefällen nicht kinderloſe Witioen

angenommen . Ebenſo kann darüber hinweggefchen

werden , wenn die Altersgrenze von 30 Jahren um

in geringes überſchritten iſt . Außerdem können dieſe

Kriegerwitwen als Gehilfinnen bei Poſtämtern 3.

Klaſſe als Markenverkäuferinnen und Poſtagentinnen

dauernde Beſchäftigung finden . Namentlich iſt die

Beſchäftigung als Gehilfin bei einem Poſtamt 3.

Klaſſe für Kriegerwitwen geeignet und der Verwal⸗

Ob es nach dem Kriege angängigtung erwünſcht .
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ſein wird , Kriegerwitwen noch in anderen , jetzt den

männlichen Beamten vorbehaltenen Zweigen des

Poſt⸗ und Telegraphendienſtes ohne Benachteiligung
der zivilverſorgungsberechtigten militäriſchen Per⸗

ſonen und der Kriegsbeſchädigten dauernd unterzu

bringen , läßt ſich noch nicht überſehen . Während

des Krieges werden im Poſt - und Telegraphen⸗

dienſt Kriegerwitwen in großer Zahl aushilfs - und

vertretungsweiſe beſchäftigt .

— 0

7 . Bad . Landgemeindenverband .

11 Jahre Gemeindeverband und 6 Jahre Feuerver⸗

ſicherung .

September ds . Is . werden es 11 Jahre

Verband und 6 Jahre ſeit unſere

ins Leben getreten ſind .

Am 1.

ſeit unſer

Feuerverſicherung

Der Krieg , der ſo manche nützliche Friedensarbeit

ſtill gelegt oder wenigſtens gelähmt hat , iſt auch an

uns nicht ſpurlos vorübergegangen und wenn auch

innerhalb des Verbands eine geſteigerte Kriegsarbeit

uns lebhaft in Anſpruch genommen hat , ſo iſt doch

das äußere Wachstum des Verbandes faſt ganz zum

Stillſtand gekommen , während bei der Feuerverſiche —

rung ein langſameres Vorwärtskommen deutlich

ſpürbar iſt .

Der Ausſchuß hat deshalb in ſeiner letzten Sitz —

ung vom 16 . Juni d. Is . den Wunſch nach einer

lebhafteren Werbetätigkeit ausgeſprochen , worauf wir

am Schluß dieſes Aufſatzes noch zurück kommen wer —

den , zunächſt aber wollen wir in Nachſtehendem ein

Bild von dem dermaligen ziffermäßigen Stand des

Verbandes und der bisherigen Entwickelung der

Feuerverſicherung entwerfen und zwar :

1. Stand des Verbands .

Von 1485 beitrittsfähigen Gemeinden — die ab⸗

geſonderten Gemarkungen laſſen wir außer Rechnung

gehören dem Verband 954 ſomit 64,3 Prozent an .

Die Gemeinden der Bezirke Konſtanz und Mann

heim ſind vollzählig beim Verband , es folgen ſo —

dann die Bezirke Meßkirch , Pfullendorf , Stockach ,

Bruchſal , Karlsruhe und Weinheim , bei welchen nur

je eine Gemeinde fehlt —

Die übrigen Bezirke folgen nun in der Reihen —

folge ihrer Stärke , die bei jedem Bezirk angegebene

Zahl gibt den Prozentſatz an , mit welchem die Ge

meinden des betreffenden Bezirks am Verband be

teiligt ſind .
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Tauberbiſchofsheim 92 Achern 65
Bühl 89 St . Blaſien 62

Donaueſchingen 87 Villingen . 59
Staufen 87 Waldshut 57
Heidelberg 87 Freiburg 57
Neuſtadt 85 Wolfach 54

Wiesloch 85 Sinsheim 54

Schönau 83 Eberbach 48
Lahr 81 Ettenheim 47

Eppingen 8⁰ Offenburg 47
Adelsheim 80 Triberg 46
Raſtatt ＋ Säckingen 45
Ueberlingen 76 Durlach 45
Bretten 73 Ettlingen 39
Bonndorf 72 Mosbach 39

Pforzheim 70 Schopfheim 33
Engen 69 Breiſach 30
Boxberg 69 Emmendingen 26

Waldkirch 68 Oberkirch 25
Kehl 67 Müllheim 23

Baden 66 Buchen 19

Schwetzingen 66 Wertheim 7
Lörrach 65

2. Entwickelung der Feuerverſicherung .
Das erſte Geſchäftsjahr umfaßt den Zeitraum

vom 1. September 1911 bis 31 Dezember 1912 , die

folgenden Geſchäftsjahre laufen mit dem Kalender —

jahr . Es beſtanden

1912 . . . 129 Verſicherungen mit 14634004 Verſ. ⸗Anſchlag
1918 . . . 226 „ „ 2351200 „ f
1914 . . . 304 7 „ 3367350 „
1915 . . . 385 5 „ 4592700 „ 4
1916 . . 427 „ 5291850 , 7

Es betrugen die Prämien Brandentſchädigungen
1912 . . . 12904 85 3 19160 3
1913 . . . 1690 „ 45 „ RR

A2404, , 855 88 „
1915 . . . 4247 „ẽ 15 „ — „ — 5„

. 576 %% 65 „ 401 „ —
„

Zuſ . 15097 “ 95 ) 2288 485 3
dav . gehen ab 7581 „ 50 452 „ 05 „

bleibt Reſt 7516 ν45 3 1836 80

Die abgezogenen Summen hat die Rückverſiche —

rung erhalten bezw . vergütet .
Der Sicherheitsfond betrug :

1912 5880 / 29 oder 38,80 % des Sollbeſtands
1918 9446 „ 27 „ „ 40,33 „ẽ „
1914 15104 „ 15 , „ 44,85 „ „
1915 22586 „ 69 „ „ 49,89 „ „
1916 27578 „ 70 „ „ 52,09 „ „

Aus vorſtehenden Zahlen geht hervor , daß un —

ſere Feuerverſicherung auch ohne Rückverſicherung
bis jetzt nicht gefährdet geweſen wäre . Die Letztere

hat in dieſen fünf Geſchäftsjahren von uns einen

Nettoüberſchuß von 7128 Mark 45 Pfennig erzielt ,

2*

R
22

22

welcher , wenn er in unſerer Kaſſe verblieben wäre ,
ohne die zugewachſenen Zinſen unſern Sicherheits⸗
fond auf 65 bis 66 Prozent gebracht hätte .

Es geht aber aus obigen Zahlen auch hervor ,
daß trotz des günſtigen Standes unſerer Feuerver —

ſicherung der Zugang im Jahr 1916 der geringſte
war undes iſt bedauerlich , daß derſelbe auch im lau⸗
fenden Jahr eher noch geringer als beſſer iſt . Wie
uns ſcheint , rührt dies daher , daß die ortsanſäſſigen
Agenten namentlich wenn ſie ſelbſt Gemeindebeamte

oder mit ſolchen verwandt ſind , ſich zu ſehr von ihrem
ir ſolchem Fall doch ziemlich geringfügigen Privat —

intereſſe leiten laſſen und der im Intereſſe der Ge —
meinden gegründeten und arbeitenden Feuerverſi⸗
cherung unſeres Verbandes Konkurrenz machen ; auch
iſt uns neuerdings wieder der Fall vorgekommen ,
daß eine der großen älteren Feuerverſicherungsge⸗
ſellſchaften durch unwahre Behauptungen und irre⸗

führende Berechnungen eine Gemeinde zu überreden

verſucht hat , die uns bereits zugeſicherte Verſicherung
ihrer Fahrniſſe wieder rückgängig zu machen .

Da ähnliche Konkurrenzmanöver auch bei andern
Gemeinden mit Erfolg ausgeführt worden zu ſein

ſcheinen , ohne daß wir direkt Kenntnis davon er —

hielten , ſo hat der Ausſchuß in ſeiner letzten Sitzung
dem Wunſch ausdruck verliehen , es möchte auch unſe —

rerſeits eine energiſche Werbe - und Aufklärungstätig —
keit entfaltet werden und wir haben uns zu dieſem

Zweck bereits an die Herren Bezirksvorſtände mit
einem ausführlichen Schreiben gewendet , deſſen

Schluß hier wörtlich folgt :
„ Mit Rückſicht auf obige Tatſachen hat der Ver —

bandsausſchuß in ſeiner jüngſten Sitzung beſchloſſen ,
auch unſererſeits eine etwas regere Werbe - und

Aufklärungstätigkeit zu entfalten und daher nicht
nur die Herren Bezirksvorſtände an ihre in dieſer

Beziehung beſtehenden Pflichten zu erinnern , ſondern

auch in verſchiedenen Landesteilen einige Herren

zu gewinnen , welche bereit wären nach den Inſtruk —
tionen der Verbandsleitung und gegen angemeſſene

Vergütung auch außerhalb ihres Bezirks als Agen —
ten für unſeren Verein tätig zu ſein .

Wir bitten daher diejenigen Herren , welche hier⸗

zu Luſt haben , ſich innerhalb 8 Tagen bei unſerer

Geſchäftsſtelle in Heidelberg , Obere Neckarſtraße 19

zu melden oder einen andern geeigneten und wil —

ligen Herrn aus ihrem Bekanntenkreis in Vorſchlag
zu bringen . “

Leider haben wir bisher keinen Erfolg von die⸗

ſem Schreiben zu verzeichnen und wenden uns des —

halb hiemit an die etwa Luſt tragenden Herren mit

—

——

—
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der Bitte , zutreffenden Falles ſich bei unſerer Ge⸗

ſchäftsſtelle zu melden .

Hambrecht , Brgſtr .

—

Feuerverſicherung .

Von der Direktion der Württemb . Feuerverſiche⸗

rung A. G. , bei welcher nicht nur unſere Badenia

rückverſichert iſt , ſondern auch verſchiedene Gemeinde —

beamte auf Grund eines von uns mit derſelben abge⸗

ſchloſſenen Vergünſtigungsvertrages verfichert ſind,

geht uns der unten abgedruckte Artikel mit der Bitte
um Veröffentlichung im Verbandsorgan zu .

Indem wir dieſer Bitte hiemit entſprechen und

den Artikel zur Kenntnis der in Betracht kommen —

den Verſicherten bringen , fügen wir bei , daß die glei⸗

chen Verhältniſſe auch für die bei der Badenia ver⸗

ſicherten Gemeinden vorliegen und daß es ſich daher

auch für dieſe empfiehlt , die Frage einer etwaigen

Nachverſicherung zu prüfen und zutreffenden Falles

Antrag bei uns zu ſtellen .

Bei dieſem Anlaß machen wir diejenigen Ge⸗

meinden , welche Kirchenglocken bei uns verſichert ha⸗

ben , darauf aufmerkſam , nicht zu verſäumen , Antrag

auf Ermäßigung der Verſicherung zu ſtellen , ſoweit

dieſe Glocken an die Heeresverwaltung abgeliefert

werden mußten . —

oeonn

Die Wertſteigerung infolge des Krieges und die

Feuerverſicherung .

Jedermann weiß , daß ſich der Wert der meiſten

Gegenſtände des täglichen Bedarfs , der Rohſtoffe ,

Maſchinen , Werkzeuge uſw . durch die Kriegsverhält⸗

niſſe ganz erheblich , zum Teil auf mehr als das Dop —

pelte des bisherigen Werts geſteigert hat . Dies iſt

für die Feuerverſicherung von großer Wichtigkeit .

Bei den noch in der Friedenszeit oder in den er —

ſten Kriegsjahren abgeſchloſſenen Feuerverſicherun —

gen ſind die Verſicherungsſummen nach den zur Zeit

des Abſchluſſes der Verſicherung geltenden Werten

lerechnet . Sie entſprechen daher in vielen Fällen

nicht mehr dem derzeitigen Werte der verſicherten

Gegenſtände . Bricht nun ein Brand aus , ſo merkt

der Verſicherte zu ſpät , daß er nur ungenügend ver⸗

ſichert iſt und daher auch keine volle Brandentſchädi —

gung beanſpruchen kann . Um ſich vor Schaden zu

bewahren , iſt daher allen Verſicherten dringend zu

empfehlen , daß ſie ſofort eine der Wertſteigerung ihrer

Gegenſtände entſprechende Nachverſicherung nehmen .

Der Abſchluß einer ſolchen Nachverſicherung , wenn

die Verſicherungswerte nach Friedensſchluß wieder

ſinken ſollten , ſpäter ohne Schwierigkeit wieder auf

die alte Höhe zurückgeführt werden .

Unſere Vertragsgeſellſchaft , die Württembergi —

ſche Feuerverſicherung A. G. in Stuttgart und deren

Vertreter nehmen Anträge auf Nachverſicherungen

jederzeit entgegen . Wo keine örtlichen Vertreter be —

ſtehen oder bekannt ſind , wende man ſich an die Ge

neralvertretungen oder die Direktion in Stuttgart .

Stadtrechner
einer mittl . Stadt Badens , 40 J . a. , m. gründl . , in

20jähr . vielſeit . Tätigkeit i . Gemeinderechnungsdienſt
erworb . Fachkenntniſſen , ſchriftgewandt , organiſat . be⸗

fähigt , vorzügl . Zeugniſſe , wünscht ſein jetziges noch

ungekünd . Dienſtverhältnis zu löſen u. einen andern

gleichart . od . ähnl . selbständigen kriegswichtigen

Posten zu übernehmen .

Gefl . Zuſchr . a d. Geſchäftsſtelle dieſ . Bl . unt .

Z. 100 erb .

15 — aus renom . Fabrik ,

Dicnin fast neu , prachtvoller

Ton , mit Garantie

billig abzugeben . Abbildung und Pracht -

katalog mit Vertragspreisen frei .

Fr . Siering . Mannheim C 7 Nr . 6

Verlagsfirma ſeit 1906 . —

*
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Sur gefälligen Beachtung !
Sendungen ſind zu richten :

in Angelegenheiten
a) des Landgemeindenverbandes (7) an deſſen Geſchäftsſtelle in Heidelberg — Obere Neckar⸗

ſtraße 19 ;

b) des Kechnerverbandes ( 8) an deſſen Vorſitzenden — Bürgermeiſter Kaufmann in Grötzingen ; —

c) der Bestellung und des Lersands der Zeitſchrift an die Geſchäftsſtelle in Bonndorf und

d) im übrigen an die Schriftleitung in Konſtanz — Schützenſtraße 20 —.

Verlag : die Bad Landgemeinde⸗ , Amtsreviſoren⸗ und Rechner⸗Verbände .

Schuftleitung : Oberreviſor Bundſchuh in Konſtanz . — Druck :
Geſchäftsſtelle in Bonndorf .

Spachholz & Ehrath , Bonndorf .
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